
VERORDNUNG ÜBER DIE 
UNTERSTÜTZUNG BEDÜRFTIGER UND  
DIE ALIMENTENBEVORSCHUSSUNG 

IN DER GEMEINDE SAMEDAN 
________________________________________ 

 
Vom Gemeindevorstand erlassen gestützt auf Art. 49 Ziff. 3 der 
Gemeindeverfassung vom 08. Juli 2004. 

 
Art. 1 

Diese Verordnung regelt den Vollzug der Unterstützung Bedürf-
tiger und die Alimentenbevorschussung in der Gemeinde Sa-
medan und das Verfahren. 
 

Art. 2 
Personen-, Funktions- und Berufsbezeichnungen in diesem 
Gesetz beziehen sich auf beide Geschlechter, soweit sich aus 
dem Sinn nichts anderes ergibt. 
 

Art. 3 
Bedürftig im Sinne dieser Verordnung ist, wer für seinen Le-
bensunterhalt und den seiner Familienangehörigen mit Wohn-
sitz in der Gemeinde Samedan nicht hinreichend oder nicht 
rechtzeitig aus eigenen Mitteln aufkommen kann. 
 
Die materielle Unterstützungshilfe besteht in der Ausrichtung 
von Geld oder Naturalien an den Bedürftigen und in den Mass-
nahmen zur Vermeidung drohender oder zur Behebung einge-
tretener Bedürftigkeit, soweit nicht anderweitig durch Dritte Un-
terstützung geleistet wird. Die Unterstützung durch Übernahme 
und Bezahlung von Schulden ist grundsätzlich ausgeschlossen. 
 
Im Übrigen richten sich die Unterstützungshilfe und die Alimen-
tenbevorschussung nach dem übergeordneten Recht, insbe-
sondere dem Gesetz über die Unterstützung Bedürftiger des 
Kantons Graubünden sowie der Verordnung über die Bevor-
schussung von Unterhaltsbeiträgen für unterhaltsberechtigte 
Kinder. 
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Art. 4 
Zuständig für die Behandlung von Unterstützungsgesuchen und 
Gesuchen um Alimentenbevorschussung ist die Sozialbehörde. 
 
Die Sozialbehörde besteht aus dem zuständigen Departe-
mentsvorsteher des Gemeindevorstands sowie dem Gemein-
deschreiber. 
 
Die Sozialbehörde konstituiert sich selbst. 
 
Der zuständige Departementsvorsteher führt zusammen mit 
dem Gemeindeschreiber die rechtsverbindliche Unterschrift für 
die Sozialbehörde. 
 

Art. 5 
Gesuche um Unterstützung sind mit einer Begründung und un-
ter Beilage aller zur Einschätzung der wirtschaftlichen und per-
sönlichen Verhältnisse des Gesuchstellers erforderlichen Unter-
lagen der Sozialbehörde einzureichen. 
 
Der Gesuchsteller hat die Pflicht, seine wirtschaftlichen Ver-
hältnisse vollumfänglich offenzulegen. Er hat das Recht auf 
einen von der Sozialbehörde begründeten Gesuchsentscheid 
und auf Einsichtnahme in sein Dossier.  
 

Art. 6 
Die Sozialkommission bestimmt Art und Mass der Unterstüt-
zung nach dem ausgewiesenen Bedarf unter Würdigung der 
örtlichen und persönlichen Verhältnisse. Sie berücksichtigt da-
bei insbesondere die gesetzlichen Familienlasten des Bedürfti-
gen, allfällige Krankheitsfälle sowie berufliche Ausbildungskos-
ten Jugendlicher, für die der Bedürftige aufzukommen hat. 
 
Bei der Ausgestaltung und Bemessung der materiellen Sozial-
hilfe hält sich die Sozialbehörde an die aktuellen Richtlinien für 
die Ausgestaltung und Bemessung der Sozialhilfe der Schwei-
zerischen Konferenz für Sozialhilfe (SKOS). 
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Art. 7 
Materielle Unterstützungshilfe wird gewährt, wenn die bedürfti-
ge Person sich nicht selbst helfen kann, und wenn die Hilfe von 
dritter Seite nicht oder nicht rechtzeitig erhältlich ist.  
 
Es besteht kein Wahlrecht zwischen vorrangigen Hilfsquellen 
und der Unterstützungshilfe. Die Unterstützungshilfe ist subsi-
diär gegenüber der Selbsthilfe, gegenüber 
Leistungsverpflichtungen Dritter sowie gegenüber freiwilligen 
Leistungen Dritter.  

Art. 8 
Die Mitglieder der Sozialbehörde sind bezüglich der persönli-
chen und wirtschaftlichen Verhältnisse der Gesuchsteller sowie 
des Verfahrens zur Unterstützung Bedürftiger zur Verschwie-
genheit verpflichtet. Das Amtsgeheimnis ist auch nach dem 
Ausscheiden aus dem Amt zu wahren. 
 
In amtlichen Veröffentlichungen dürfen die Bezüger von Unter-
stützungshilfen nicht namentlich aufgeführt werden. 
 

Art. 9 
Gegen Entscheide der Sozialbehörde kann innert 20 Tagen seit 
Mitteilung Einsprache beim Gemeindevorstand erhoben wer-
den. 
 

Art. 10 
Diese Verordnung tritt am 01. Januar 2005 in Kraft. 
 
 
 
Also beschlossen durch den Gemeindevorstand am 21. De-
zember 2004. 
 
 
NAMENS DES GEMEINEVORSTANDES 
 
Der Präsident Der Aktuar 
Thomas Nievergelt Claudio Prevost 
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